Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 


Mordauftrag aus dem Iran 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Aufruf zum Mord durch Ayatollah Khomeini ist der bisherige 
Höhepunkt einer für den Frieden gefährhchen Entwicklung des 
iranischen Fundamentalismus. 

Der Mordauftrag an die Gesamtheit der Moslems schütischer 
Glaubensrichtung, den der Ayatollah Khomeini gegen den briti- 
schen Autor Salman Rushdie ausgesprochen und inzwischen be- 
kräftigt hat, trifft konkret den Autor, seine Verleger und alle 
Vertreiber des Buches, also auch die Buchhändler. 

Der Mordauftrag ist zugleich aber auch eine Kriegserklärung 
gegen unser Rechts- und Wertesystem, gegen das Völkerrecht 
und gegen die universellen Prinzipien der Charta der Vereinten 
Nationen. Der Deutsche Bundestag verurteilt diesen Mordauftrag 
aufs schärfste. 

Der Auftrag zum Mord gefährdet so lange konkret Menschen, 
solange nicht Khomeini selbst den Auftrag für null und nichtig 
erklärt hat. 

Der Deutsche Bundestag hat Verständnis für die verantwortungs- 
volle Diskussion über die Publikationsform des Buches in einer so 
außergewöhnlichen Situation. Es muß erscheinen können. Dar- 
über darf es keine Mißverständnisse geben. Der freiheitiiche Geist 
unserer Verfassung erlaubt kein Zurückweichen vor solchen Dro- 
hungen. Meinungsfreiheit ist ein Grundrecht, das nicht einge- 
schränkt werden darf. 

Die öffentliche Diskussion über ein kontroverses Buch ist die 
angemessene Form, in der auch die sich betroffen Fühlenden rea- 
gieren können. Bürgern islamischen Glaubens, die sich durch das 
Buch Rushdies in ihren religiösen Gefühlen - auch sie sind durch 
unsere Rechtsprechung geschützt - verletzt fühlen, verdienen 
Respekt. Der Deutsche Bundestag läßt aber keinen Zweifel daran, 
daß nur auf dem Weg des Dialogs und des Rechts solche Gefühle 
geltend gemacht werden dürfen. Bücher dürfen nicht verbrannt, 
Menschen nicht bedroht werden. 
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Die Mordaufträge gegen Rushdie und die Verbreiter seines 
Buches sind geeignet, den Islam insgesamt und die Bürger 
mohammedanischen Glaubens zu diskreditieren. 

Der Deutsche Bundestag tritt allen Tendenzen entgegen, den 
Konflikt mit Khomeini zu einer allgemeinen Diskriminierung der 
großen Kulturtradition des Islam zu mißbrauchen. 

Die Aktionen des Ayatollah Khomeini gefährden die notwendige 
kulturelle Toleranz in den internationalen Beziehungen und be- 
lasten das Verhältnis der Bürger unterschiedlichen Glaubens in 
den Staaten der Europäischen Gemeinschaft. 

Über die Wahrung der Menschen- und Bürgerrechte im inter- 
nationalen Zusammenleben, insbesondere zwischen christlich 
und islamisch geprägten Staaten sollte eine sorgfältig vorbereitete 
Konferenz angestrebt werden. Es muß der Versuch unternommen 
werden, Autoritäten des Islams und der europäischen Traditionen 
zusammenzubringen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Beschlüsse der Bundesregie- 
rung und der EG -Außenminister. Der Deutsche Bundestag be- 
grüßt insbesondere, daß die Bundesregierung der iranischen 
Regierung mitgeteilt hat, daß sie das Kulturabkommen nicht in 
Kraft setzen wird, solange die Morddrohungen aufrechterhalten 
werden. Weitere gezielte Maßnahmen sollten in Aussicht gestellt 
werden. 

Auf der europäischen Ebene sollten Vorkehrungen zum Schutz 
der betroffenen Bürger entwickelt werden. Auch die Vorbereitung 
und Ankündigung weiterer Sanktionsmaßnahmen sollten auf der 
europäischen Ebene koordiniert werden. 

Wegen der großen Bedeutung des Vorgangs für den inneren und 
äußeren Frieden sollten die Staaten Westeuropas den Mordauf- 
trag zum Anlaß nehmen, die Menschenrechtskommission der Ver- 
einten Nationen erneut mit den Menschenrechtsverletzungen im 
Iran zu befassen. 

Diese Erklärung sollte durch das Präsidium des Deutschen Bun- 
destages dem iranischen Parlament übermittelt sowie den ande- 
ren Parlamenten der Europäischen Gemeinschaft, dem Europa- 
parlament und dem Europarat zugeleitet werden. 

Bonn, den 22. Februar 1989 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Dr, Vogel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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